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1. Instanz
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2. Instanz
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Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Beklagte wird unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 28.03.2006 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28.04.2005 verurteilt, die Stadt
Schmallenberg anzuweisen, der KlÃ¤gerin fÃ¼r die Monate April bis Juli 2005
monatlich weitere 14,40 EUR an Leistungen nach dem SGB II zu gewÃ¤hren. Der
Beklagte trÃ¤gt die erstattungsfÃ¤higen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin.

Tatbestand:

Streitig ist die HÃ¶he der im Rahmen der Grundsicherung nach dem Zweiten Buch
Sozialgesetzbuch (SGB II) zu Ã¼bernehmenden Heizkosten.

Die 1969 geborene KlÃ¤gerin bezog bis zum 02.10.2002 Arbeitslosengeld und
anschlieÃ�end Arbeitslosenhilfe. Am 02.11.2004 beantragte sie die GewÃ¤hrung
von Grundsicherung nach dem SGB II ab Januar 2005 fÃ¼r sich und ihren mit ihr in
hÃ¤uslicher Gemeinschaft lebenden, 1990 geborenen Sohn. Die Kosten der
Unterkunft fÃ¼r die 93,44 qm groÃ�e, mit dem Sohn gemeinsam bewohnte
Wohnung beliefen sich nach den zunÃ¤chst vorgelegten Unterlagen auf eine
Kaltmiete von 375,00 EUR monatlich, eine Heizkostenpauschale von 60,00 EUR und
125,00 EUR an monatlichen Nebenkosten.
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Die Arbeitsagentur N als RechtsvorgÃ¤ngerin des Beklagten bewilligte fÃ¼r die Zeit
bis zum 30.03.2005 Grundsicherung unter BerÃ¼cksichtigung der vollen,
nachgewiesenen Kosten der Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von 560,00 EUR
monatlich (Bescheid vom 13.12.2004).

Mit Schreiben vom 26.01.2005 teilte die im Wege der Delegation durch den
Hochsauerlandkreis fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber Leistungen nach dem SGB II
zustÃ¤ndig gewordene Stadt T der KlÃ¤gerin mit, die Kosten der Unterkunft seien
unangemessen und wÃ¼rden nur noch bis einschlieÃ�lich Juli 2005
berÃ¼cksichtigt.

Wegen der beantragten Fortzahlung der Grundsicherung legte die KlÃ¤gerin eine
Mietbescheinigung vor, wonach die Nebenkosten insgesamt einschlieÃ�lich der
Heizkostenpauschale lediglich 125,00 EUR monatlich betrugen. Mit Bescheid vom
28.03.2005 bewilligte die Stadt Schmallenberg daraufhin fÃ¼r die Monate April bis
Juli 2005 Grundsicherung nach dem SGB II unter BerÃ¼cksichtigung von
Unterkunftskosten in HÃ¶he von nur noch 485,60 EUR, was u.a. auf der KÃ¼rzung
der Heizkostenpauschale von 60,00 EUR auf 45,60 EUR monatlich beruhte.

Der hiergegen am 08.04.2005 von der KlÃ¤gerin erhobene und damit begrÃ¼ndete
Widerspruch, die Ã�bernahme der vollen Kosten sei bis Ende Juli 2005 zugesichert,
wurde mit Bescheid des Beklagten vom 28.04.2005 als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ckgewiesen. Dazu wurde ausgefÃ¼hrt, die unangemessenen Kosten der
Unterkunft kÃ¶nnten zwar fÃ¼r eine Ã�bergangszeit Ã¼bernommen werden,
Heizkosten kÃ¶nnten dagegen von vornherein nur in angemessener HÃ¶he
Ã¼bernommen werden. Bei einer angemessenen WohnflÃ¤che von 60 qm fÃ¼r
zwei Personen seien nach der gebotenen Pauschalierung bei einer Beheizung mit
Gas nur 45,60 EUR Heizkosten monatlich angemessen.

Daraufhin hat die KlÃ¤gerin am 25.05.2005 Klage erhoben. Sie ist der Ansicht, Â§ 22
SGB II lasse auch die Ã�bernahme als unangemessen erachteter Heizkosten fÃ¼r
eine Ã�bergangszeit zu. Wenn dies in der Vorschrift nicht ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnt
werde, handele es sich um ein redaktionelles Versehen des Gesetzgebers. Auf
weitere Anfrage des Gerichts hat die KlÃ¤gerin mitgeteilt, hinsichtlich der
Heizkosten sei mit dem Vermieter ein Pauschbetrag festgelegt, dessen HÃ¶he sich
an den Gesamtkosten des Objekts orientiere. Die pro Wohneinheit verbrauchten
Heizmittel wÃ¼rden nicht gemessen, die Kosten seien also nicht vom individuellen
Verbrauch abhÃ¤ngig. Obwohl sie ohnehin nur das Wohn- und Kinderzimmer heize,
habe sie deshalb im Zweifel keinen Einfluss auf die insgesamt anfallenden und auf
sie umgelegten Heizkosten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Beklagten unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 28.03.2005 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 28.04.2005 zu verurteilen, die Stadt
Schmallenberg anzuweisen, fÃ¼r die Monate April 2005 bis Juli 2005 weitere
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in HÃ¶he von 14,40 EUR monatlich
zu zahlen.
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Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Er ist der Ansicht, Â§ 22 SGB II lasse die Ã�bernahme unangemessener Heizkosten
nicht zu und der Betroffene kÃ¶nne die entsprechenden Kosten durch sein
persÃ¶nliches Heizverhalten auch unverzÃ¼glich senken. Von einem
Redaktionsversehen des Gesetzgebers kÃ¶nne daher keine Rede sein. Im Ã�brigen
nimmt der Beklagte insbesondere wegen der Heizkosten auf seine Richtlinien zur
GewÃ¤hrung von Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung Bezug.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakten sowie den der die KlÃ¤gerin betrefffenden Verwaltungsakten der
Stadt Schmallenberg und des Beklagten ergÃ¤nzend Bezug.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin ist durch die angefochtene
Entscheidung des Beklagten im Sinne von Â§ 54 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG)
beschwert, denn fÃ¼r den vom Bewilligungsbescheid vom 28.03.2005 umfassten
Zeitraum von April 2005 bis Juli 2005 steht ihr die Ã�bernahme der Heizkosten in
HÃ¶he der tatsÃ¤chlich anfallenden Kosten von 60,00 EUR monatlich zu.

GemÃ¤Ã� Â§ 22 Abs. 1 SGB II werden Leistungen fÃ¼r Unterkunft und Heizung in
HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen Aufwendungen erbracht, soweit diese angemessen sind.
Soweit die Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft den der Besonderheit des Einzelfalles
angemessenen Umfang Ã¼bersteigen, sind sie als Bedarf des alleinstehenden
HilfebedÃ¼rftigen oder der Bedarfsgemeinschaft so lange zu berÃ¼cksichtigen, wie
es dem alleinstehenden HilfebedÃ¼rftigen oder der Bedarfsgemeinschaft nicht
mÃ¶glich oder nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel, durch
Vermieten oder auf andere Weise die Aufwendungen zu senken, in der Regel jedoch
lÃ¤ngstens fÃ¼r 6 Monate. Was die im vorliegenden Fall allein streitige
Ã�bernahme der tatsÃ¤chlichen Heizkosten fÃ¼r den Zeitraum von 6 Monaten ab
der von der Stadt Schmallenberg unter dem 26.01.2005 ausgesprochenen
Aufforderung, die Kosten der Unterkunft zu senken, betrifft, enthÃ¤lt Â§ 22 Abs. 1
SGB II keine ausdrÃ¼ckliche Regelung. Zwar bestimmt Abs. 1 der genannten
Vorschrift, dass Leistungen â�¦ fÃ¼r Heizung in HÃ¶he der tatsÃ¤chlichen
Aufwendungen erbracht werden, soweit diese angemessen sind. Was in diesem
Zusammenhang angemessen sein soll, geht aus der Vorschrift nicht hervor. Bei der
Angemessenheit der Aufwendungen fÃ¼r Heizungen handelt es sich damit um
einen unbestimmten Rechtsbegriff, den es bei der Anwendung der Vorschrift
auszufÃ¼llen gilt, der aber auch der vollen Ã�berprÃ¼fbarkeit durch die Gerichte
unterliegt. Wenn der Gesetzgeber in Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB II regelt, dass die
Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft, falls sie den der Besonderheit des Einzelfalles
angemessenen Umfang Ã¼bersteigen, als Bedarf (nur) so lange zu
berÃ¼cksichtigen sind, wie es dem (den) HilfebedÃ¼rftigen nicht mÃ¶glich oder
nicht zuzumuten ist, durch einen Wohnungswechsel die Aufwendungen zu senken,
in der Regel jedoch lÃ¤ngstens fÃ¼r 6 Monate, sind RÃ¼ckschlÃ¼sse, welche
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Regelung der Gesetzgeber fÃ¼r die Heizkosten in diesem Ã�bergangszeitraum
treffen wollte, allein aus der Formulierung der Vorschrift kaum zu ziehen.
GrundsÃ¤tzlich gilt, und davon dÃ¼rfte auch der Gesetzgeber ausgegangen sein,
dass die Heizkosten fÃ¼r eine Unterkunft von deren Beschaffenheit hinsichtlich
GrÃ¶Ã�e, Anzahl der RÃ¤ume, Aufteilung der WohnflÃ¤che auf die RÃ¤ume, Lage
der WohnrÃ¤ume im GebÃ¤ude (Stichwort: Wetterseite) und natÃ¼rlich von den
klimatischen Bedingungen des Wohnortes abhÃ¤ngen. Im Hinblick auf die
vielfÃ¤ltigen EinflÃ¼sse, denen die tatsÃ¤chlichen Heizkosten unterliegen, kÃ¶nnte
Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 daher so zu verstehen sein, dass der HilfebedÃ¼rftige zwar
hinsichtlich der Aufwendungen fÃ¼r die Unterkunft auf seine Kostensenkungspflicht
hingewiesen werden kann und eine EinschrÃ¤nkung der Leistungen hinzunehmen
hat, dass die Leistungen fÃ¼r Heizung hiervon jedoch nicht betroffen sind, sondern
nur bezÃ¼glich ihrer Angemessenheit im Hinblick auf die aktuelle Wohnsituation zu
prÃ¼fen sind. MÃ¶glicherweise wollte der Gesetzgeber mit Â§ 22 Abs. 1 Satz 2 SGB
II aber auch zum Ausdruck bringen, dass nach der behÃ¶rdlichen Aufforderung zur
Senkung der Unterkunftskosten lediglich die reinen Unterkunftskosten fÃ¼r einen
Ã�bergangszeitraum in tatsÃ¤chlich anfallender HÃ¶he gezahlt werden, wÃ¤hrend
die Ã�bernahme der Heizkosten von Anfang an auf den fiktiv fÃ¼r angemessen
erachteten Betrag bei Bewohnen einer Unterkunft angemessener GrÃ¶Ã�e
festzulegen sind. Einer dahingehenden Auslegung der Vorschrift steht jedoch
entgegen, dass seit lÃ¤ngerem die Wohnnebenkosten einschlieÃ�lich Heizung
bereits als "zweite Miete" bezeichnet werden, weil ihre HÃ¶he im Vergleich zur
Miete Ã¼berproportional zugenommen hat. Dies dÃ¼rfte auch dem Gesetzgeber
bekannt gewesen sein, sodass nicht nachvollziehbar ist, dass er zum einen zum
Ausgleich von HÃ¤rten die Ã�bernahme der reinen Unterkunftskosten fÃ¼r einen
Zeitraum bis zu einem halben Jahr als gerechtfertigt angesehen, aber die
Ã�bernahme der Heizungskosten hiervon ausgenommen hat. Ein Grund fÃ¼r eine
derartig differenzierte Betrachtungsweise kann auch nicht in der Annahme
begrÃ¼ndet gewesen sein, die Heizkosten seien vom HilfebedÃ¼rftigen
beeinflussbar und kÃ¶nnten bei entsprechender Aufforderung unverzÃ¼glich
gesenkt werden. Gerade bei grÃ¶Ã�eren Mietwohnungsobjekten, in denen ein
groÃ�er Teil der vom SGB II und SGB XII betroffenen BevÃ¶lkerung leben dÃ¼rfte,
sind hÃ¤ufig Sammelheizungen vorhanden, bei denen der Einzelne, selbst wenn der
Verbrauch pro HeizkÃ¶rper gemessen wird, aufgrund der Mischberechnung des
Verbrauchs anhand eines Grundpreises und der tatsÃ¤chlich gemessenen
Verbrauchswerte durch sein persÃ¶nliches Heizverhalten den ihm zugerechneten
Verbrauch nicht wesentlich beeinflussen kann.

Nach Ansicht der Kammer ist Â§ 22 Abs. 1 SGB II daher dahingehend auszulegen,
dass bezÃ¼glich der Heizungskosten bei unangemessen groÃ�em Wohnraum die
Angemessenheit anhand der konkreten Wohnsituation zu prÃ¼fen ist. Angemessen
sind dementsprechend fÃ¼r den Zeitraum, in dem der Verbleib in der
unangemessen groÃ�en Wohnung toleriert und die Kosten der Unterkunft weiter
Ã¼bernommen werden, die bei sparsamem Verhalten auf die tatsÃ¤chliche
WohnungsgrÃ¶Ã�e bezogenen unvermeidlichen Kosten. Es kann dem
Leistungsbezieher in diesem Zusammenhang zugemutet werden, nicht
durchgÃ¤ngig genutzte RÃ¤ume nicht oder nur schwach zu beheizen, sofern die
konkrete Wohnsituation dies zulÃ¤sst. Dieses, und ob ein sparsames Heizverhalten
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tatsÃ¤chlich zu einer unverzÃ¼glichen Senkung der Heizkosten fÃ¼hrt, ist jedoch
vom LeistungstrÃ¤ger im Einzelfall zu Ã¼berprÃ¼fen. HierfÃ¼r kann er sich z.B.
eine Bescheinigung des Vermieters Ã¼ber die MÃ¶glichkeit der Heizkostensenkung
vorlegen lassen oder eine ErklÃ¤rung des Energieversorgungsunternehmens dazu,
ob die von dort geforderten monatlichen AbschlÃ¤ge reduziert werden kÃ¶nnen,
ohne dass sich zum Jahresende eine wesentliche Nachzahlung fÃ¼r den Kunden
ergibt, und unter welchen Voraussetzungen hierzu Bereitschaft besteht. Auch kann
sich der LeistungstrÃ¤ger zur Vermeidung von Ã�berzahlungen eventuelle
RÃ¼ckzahlungsansprÃ¼che des LeistungsempfÃ¤ngers gegen den Vermieter oder
das Energieversorgungsunternehmen abtreten lassen.

Da im Falle der KlÃ¤gerin feststeht, dass sie auch durch noch so sparsames
Heizverhalten ihre in Form eines Abschlags an den Vermieter zu zahlenden
Heizkosten nicht wesentlich senken kann, insbesondere auch, weil ein nicht
unwesentlicher Teil des streitigen Zeitraumes in die Sommermonate fÃ¤llt, sind bei
der KlÃ¤gerin bis zum 31.07.2005 die tatsÃ¤chlichen Heizkosten von 60,00 EUR
monatlich zu Ã¼bernehmen.

Im Hinblick darauf, dass die vorliegend entschiedene Problematik bei einer Vielzahl
anhÃ¤ngiger Verfahren streitig ist, hat die Kammer, worauf die Beteiligten in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung auch hingewiesen wurden, die Zulassung der Berufung
beabsichtigt. Dies geht lediglich versehentlich nicht aus dem Entscheidungstenor
hervor.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 04.07.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               5 / 5

https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

